
Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse
der Deutschen Polizei

vom 22. Juni 2022

Träger der Polizeigewalt

Gemäß Artikel 1 Absatz 2 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August
1919 zur Erneuerung und Festigung des Ewigen Bundes, in der Fassung vom 15. No-
vember 2009, in der zuletzt geänderten Fassung vom 5. Januar 2022, ist die Deut-
sche Polizei Teil der Eigensachwaltung des Reiches, soweit nicht besondere Sachwal-
tungszweige unter eigener Bezeichnung durch die staatlichen Organisationen des
Deutschen Reiches oder der reichsangehörigen Gliedstaaten errichtet sind. Sie dient
dem Ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben
gültigen Rechtes sowie der Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes in Freiheit
und Gerechtigkeit. 

Der verfassungsmäßige Auftrag der staatlichen Organisation des Deutschen Reiches
bedingt die Unterscheidung polizeilicher Einrichtungen nach der jeweiligen Aufga-
benstellung. Die Aufgabe der allgemeinen Sachwaltung sowie der Gefahrenabwehr
wird durch den Apparat der Polizeiinnensachwaltung erfüllt. Daneben gewährleistet
der Polizeivollzugsdienst des Reichsinnenministeriums die öffentliche Sicherheit und
Ordnung und subsidiär die Gefahrenabwehr. 

Die  Polizeiinnensachwaltung  wird  im  Namen  des  Deutschen  Reiches  sowie  der
reichsangehörigen Gliedstaaten geführt. Sie ist Teil der Eigensachwaltung der Resi-
denten- und Siedlergemeinschaften und der staatlichen Organisation der reichsan-
gehörigen Gliedstaaten.

Wer polizeiliche Aufgaben wahrnimmt, übt damit staatliche Hoheitsrechte aus. Die-
ser Tatsache hat sich jeder, der polizeiliche Aufgaben wahrnimmt, stets bewußt zu
sein.  Die  Ausübung  hoheitlicher  Rechte  durch  die  Polizeiinnensachwaltung  und
durch den Polizeivollzugsdienst ist ausschließlich auf die Erfüllung des gesetzlichen
Auftrages für die Deutsche Polizei beschränkt.
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Erster Teil

Grundsätze

§ 1
Charakter und Stellung

(1) 1Die Deutsche Polizei gewährleistet als Organ der Staatsmacht des Deutschen Vol-
kes, seiner staatlichen Organisation, dem Staatenbund Deutsches Reich sowie der
reichsangehörigen Gliedstaaten die öffentliche Ordnung und Sicherheit.  2Ihre ge-
samte Tätigkeit dient dem zuverlässigen Schutz  der Menschen und  des  öffentli-
chen Lebens. 3Sie hat die Aufgabe, die nötigen Maßnahmen und Vorkehrungen zur
Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der
dem Publikum oder einzelnen Mitglieder desselben drohenden Gefahren zu treffen.
4Durch die Erfüllung ihrer Aufgaben trägt sie dazu bei, das Leben, die Gesundheit,
die Würde und die Freiheit der Bürger des Deutschen Reiches zu schützen und die
privatautonome Ausübung deren Rechtes zu gewährleisten.

(2) Die Deutsche Polizei wird durch Weisung des Reichsministers des lnnern und durch
den Oberbefehlshaber der Deutschen Polizei zentral geführt.

(3) Den Landespolizeikommandos in den reichsangehörigen Gliedstaaten steht jeweils
ein regionaler Befehlshaber vor.

(4) Gemäß Artikel 15 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919, in
der Fassung vom 15. November 2009, in der zuletzt geänderten Fassung vom 5.
Januar 2022, sollen in der Regel Landesangehörige eines Gliedstaates zur Erfüllung
von Aufgaben der Polizeiinnensachwaltung wie auch von Aufgaben des Polizeivoll -
zugsdienstes eingesetzt werden.

§ 2
Grundlagen der Tätigkeit

Die Deutsche Polizei wird auf der Grundlage der Verfassung des Deutschen Reiches vom
11. August 1919, in der  Fassung vom 15. November 2009, in der zuletzt geänderten
Fassung vom 5. Januar 2022, der Gesetze und Beschlüsse des Reichstages, der Erlasse
und Beschlüsse der Reichsleitung,  der Anordnungen und Beschlüsse des  Reichssicher-
heitsrates, anderer gesetzlicher Bestimmungen sowie der Befehle, Direktiven und ande-
ren Weisungen des  Reichsministers des lnnern und  des Oberbefehlshabers der Deut-
schen Polizei tätig.

§ 3
Räumlicher Geltungsbereich

Das Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Deutschen Polizei regelt die Tätigkeit
der Deutschen Polizei in den reichsangehörigen Gliedstaaten: Freistaat Preußen, Frei -
staat Bayern, Freistaat Sachsen, Freistaat Württemberg, Freistaat Baden, Freistaat Thü-
ringen, Freistaat Hessen, Freie und Hansestadt Hamburg, Freistaat Mecklenburg-Schwe-
rin, Freistaat Oldenburg, Freistaat Braunschweig, Freistaat Anhalt, Hansestadt Bremen,
Freistaat Lippe,  Hansestadt  Lübeck, Freistaat Mecklenburg-Strelitz,  Freistaat  Schaum-
burg-Lippe.
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§ 4
Pflichten der Angehörigen der Deutschen Polizei

(1) 1Die Angehörigen der Deutschen Polizei haben getreu ihrem Eid ihre ganze Kraft in
den Dienst des  Deutschen Volkes und des Deutschen Vaterlandes zu stellen und
durch selbstlosen Einsatz die öffentliche Ordnung und Sicherheit jederzeit zu ge-
währleisten. 2Sie haben das Vertrauensverhältnis zwischen Polizeikräften und Bür-
gern stetig zu festigen und die Aufgaben deutscher staatlicher Organisationen im
Rahmen der Daseinsvorsorge zu koordinieren,  indem sie umsichtig, korrekt und
konsequent auftreten, bei Gefahren oder Störungen, die die öffentliche Ordnung
und Sicherheit beeinträchtigen, sofort einschreiten und Bürger durch Rat und Tat
unterstützen.

(2) Die Angehörigen der Deutschen Polizei  haben jederzeit  größte Wachsamkeit  zu
üben und die Dienst- und Staatsgeheimnisse zu wahren.

§ 5
Schutz der Würde und des Rechtes des frei geborenen Menschen

(1) Der Schutz und die Achtung der Würde des Menschen, die Wahrung des Rechtes
der Bürger sowie anderer Rechtspersonen innerhalb der Grenzen des Deutschen
Reiches sind unverbrüchliches Gebot der Tätigkeit der Deutschen Polizei.

(2) 1Die Deutsche Polizei darf in das Recht von Bürgern und anderen Rechtspersonen
nur eingreifen, soweit dies gesetzlich zulässig und zur Gewährleistung der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit unumgänglich ist. 2Die Grundsätze von Opportunität
und Verhältnismäßigkeit sind stets abzuwägen und sind Richtschnur bei der Ent-
schlußfassung.

§ 6
Zusammenarbeit mit den Volksvertretungen der

örtlichen Eigensachwaltungen

(1) Die Deutsche Polizei unterstützt die örtlichen Volksvertretungen und deren Organe
der Eigensachwaltung bei der Durchführung der Aufgaben auf dem Gebiet der öf-
fentlichen Ordnung und Sicherheit.

(2) Die Leiter der Dienststellen und die Abschnittsbevollmächtigten in den Residenten-
und Siedlergemeinschaften informieren die örtlichen Volksvertretungen und deren
Organe, unterbreiten ihnen Vorschläge, erteilen auf Verlangen Auskünfte und er-
statten Berichte über Aufgabenstellungen, soweit sie die Verantwortung der örtli-
chen  Volksvertretungen und deren  Organe zur  Gewährleistung der  öffentlichen
Ordnung und Sicherheit, zum Schutz des  Gemeineigentums, zur Einhaltung  von
Gesetzlichkeit und zur Gewährleistung des Rechtes der Bürger betreffen.

§ 7
Zusammenarbeit mit Ebenen anderer Staatsorgane

(1) Die Deutsche Polizei  löst ihre Aufgaben in Abstimmung mit den Ebenen anderer
Staatsorgane und stützt sich auf die Bereitschaft der Bürger, insbesondere der frei-
willigen Helfer der Deutschen Polizei,  zur aktiven Mitwirkung bei der Gewährlei-
stung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit.
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(2) Die Zusammenarbeit dient der komplexen Vorbeugung und Bekämpfung von Straf-
taten, Übertretungen und Ordnungswidrigkeiten, zur Beseitigung anderer Gefahren
und Störungen und trägt dazu bei, daß die  Allgemeinheit ihrer gesellschaftlichen
Verantwortung zur Wahrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit gerecht wird.

Zweiter Teil

Aufgaben und Befugnisse

§ 8
Aufgaben

(1) 1Die Deutsche Polizei hat die öffentliche Ordnung und Sicherheit zuverlässig zu ge-
währleisten. 2Ihr obliegt es im Rahmen ihrer Zuständigkeit,

a) Straftaten, Übertretungen und Ordnungswidrigkeiten vorausschauend und ziel-
gerichtet vorzubeugen, alle Straftaten aufzudecken, zu untersuchen und aufzu-
klären,  Übertretungen und Ordnungswidrigkeiten zur Ahndung zu bringen so-
wie die Ursachen und Bedingungen der Straftaten,  Übertretungen und Ord-
nungswidrigkeiten aufzudecken und bei deren Beseitigung mitzuwirken,

b) anderen Gefahren  vorzubeugen und Störungen zu beseitigen, die das  Leben
oder die Gesundheit von Menschen sowie das Gemeineigentum sowie das per-
sönliche oder private Eigentum bedrohen oder in anderer Weise die öffentliche
Ordnung und Sicherheit beeinträchtigen,

c) die zum Schutz der  Staatsgrenze für die Grenzgebiete festgelegte Ordnung
durchzusetzen,

d) die Ordnung und Sicherheit im Straßenverkehr, auf den Binnengewässern, in
den Seehäfen, im Luftverkehr sowie durch die Unterstützung des Zollgrenz-
dienstes zu gewährleisten,

e) den Personenverkehr und den Gütertransport auf der Straße, auf der Schiene
und zu Wasser im Binnen- und Transitverkehr zu schützen und den Transport
volkswirtschaftlich hochwertiger Güter zu sichern,

f) das Ausweis-, Paß- und Meldewesen durchzuführen,

g) den  Umgang mit  Waffen, Sprengmitteln,  Giften  und sonstigen Gefahrstoffen
gemäß den gesetzlichen Vorschriften durchzusetzen, 

h) die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  für  die  Sicherheit  bei  der
Durchführung von Veranstaltungen und die Polizeistunde zu gewährleisten, 

i) die im Rahmen der Landesverteidigung erteilten Aufgaben zu erfüllen.

(2) 1Bei Gefahren oder Störungen, für deren Abwehr oder Beseitigung andere Staatsor-
gane zuständig sind, hat die Deutsche Polizei auch tätig zu werden, wenn die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit  erheblich beeinträchtigt  ist  und die  Gefahren
oder Störungen durch die zuständigen Staatsorgane nicht mit eigenen Kräften und
Mitteln abgewehrt oder beseitigt werden können oder deren Mitarbeiter nicht ge-
genwärtig sind.  2Die Tätigkeit der Deutschen Polizei erstreckt sich dabei auf die
Einleitung oder Durchführung notwendiger Sofortmaßnahmen.  3Wurden Maßnah-
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men ohne Kenntnis des zuständigen Staatsorgans getroffen, ist dieses unverzüg-
lich davon zu unterrichten.

(3) Die Deutsche Polizei  gewährt anderen Staatsorganen bei der Durchsetzung von
gesetzlich begründeten Maßnahmen Unterstützung,  wenn deren Mitarbeiter  be-
droht oder tätlich angegriffen werden oder ohne Gewährung von Schutz die Aufga-
benerfüllung oder die Durchführung der angeordneten Maßnahme nicht möglich
ist.

(4) Die Deutsche Polizei erfüllt darüber hinaus  die ihr durch andere gesetzliche Be-
stimmungen übertragenen Aufgaben.

§ 9
Wahrnehmung der Befugnisse

(1) 1Die Angehörigen der Deutschen Polizei sind entsprechend den ihnen übertrage-
nen Aufgaben verpflichtet, die in diesem Gesetz und in anderen gesetzlichen Be-
stimmungen festgelegten Befugnisse so wahrzunehmen, daß gestaltend auf die
öffentliche Ordnung und Sicherheit Einfluß genommen, wirksam Gefahren vorge-
beugt wird und Störungen beseitigt werden, die das Leben, die Gesundheit von
Menschen, das Gemeineigentum sowie das persönliche oder private Eigentum be-
drohen oder in anderer Weise die öffentliche Ordnung und Sicherheit beeinträchti-
gen. 2Maßnahmen sind unter strenger Wahrung der gesetzlichen Bestimmungen in
dem Umfang zu treffen und nur so lange durchzuführen, wie dies zur Abwehr von
Gefahren oder zur Beseitigung von Störungen im Interesse der Wiederherstellung
der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  erforderlich  ist.  3Bei  Maßnahmen  der
Deutschen Polizei ist den davon Betroffenen der Grund mitzuteilen, so, wie dies
ohne Gefahr für den Zweck der Durchführung der Maßnahmen möglich ist.

(2) Die freiwilligen Helfer der Deutschen Polizei sind berechtigt, die ihnen durch ge-
setzliche Bestimmungen übertragenen Befugnisse wahrzunehmen.

§ 10
Verantwortlichkeit von Menschen

(1) Wird die öffentliche Ordnung und Sicherheit durch das Verhalten von Menschen ge-
fährdet oder gestört, hat sich die Deutsche Polizei an denjenigen zu wenden, der
diesen Zustand verursacht hat oder an den, der für diesen Menschen verantwort-
lich ist.

(2) Wird durch eine Sache die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet oder ge-
stört, hat sich die Deutsche Polizei an den Rechtsträger, Eigentümer, Besitzer oder
Verwalter der Sache oder an  denjenigen  zu wenden,  der die tatsächliche Gewalt
über die Sache ausübt.

(3) Die Deutsche Polizei kann sich auch an Unbeteiligte wenden, wenn die Gefahr oder
die Störung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit nicht auf andere Weise abzu-
wehren oder zu beseitigen ist.

Seite 5 von 11 des Polizeigesetzes des Deutschen Reiches vom 22. Juni 2022



§ 11
Legitimationspflicht

(1) Wenden  sich  Angehörige  der  Deutschen  Polizei an  Bürger  oder  Bewohner  im
Reichsgebiet, haben sie diesen ihren Dienstgrad  und Namen zu nennen,  es sei
denn,  der Angehörige der Deutschen Polizei  ist dem Bürger oder Bewohner im
Reichsgebiet bekannt.

(2) Angehörige der Deutschen Polizei  in Zivil  haben sich unaufgefordert  mit  ihrem
Dienstbuch auszuweisen. Angehörige der Kriminalpolizei können sich auch mit der
Dienstmarke legitimieren; auf Verlangen ist das Dienstbuch vorzuzeigen.

(3) Freiwillige Helfer der Deutschen Polizei haben sich bei der Wahrnehmung übertra-
gener Aufgaben mit dem Ausweis für freiwillige Helfer auszuweisen.

§ 12
Durchsetzung von gesetzlichen Bestimmungen, Abwehr

von Gefahren und Beseitigung von Störungen

(1) 1In  Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben ist die Deutsche Polizei befugt, zur
Durchsetzung gesetzlicher Bestimmungen die erforderlichen Maßnahmen durchzu-
führen und Forderungen zu stellen. 2Sie ist ermächtigt, Erlaubnisse und Genehmi-
gungen zu erteilen sowie  auf Anforderung Legitimationen, polizeiliche Führungs-
zeugnisse und Bescheinigungen auszustellen, sofern die gesetzlichen Vorausset-
zungen erfüllt sind. 3Sie ist befugt, Auskunft aus dem Strafregister anzufordern.

(2) 1Sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht mehr gegeben oder wird den gesetz-
lichen Bestimmungen oder den mit der Erteilung von Erlaubnissen, Genehmigun-
gen,  Legitimationen und Bescheinigungen gegebenen Auflagen zuwidergehandelt
oder werden diese Dokumente mißbräuchlich benutzt, kann sie die Deutsche Poli-
zei nach den jeweils dafür geltenden Bestimmungen einschränken, zurücknehmen,
entziehen oder für  ungültig erklären.  2Entscheidungen sind nach gründlicher Prü-
fung und Einschätzung des Sachverhaltes und der mit den Maßnahmen verbunde-
nen Auswirkungen auf den Beruf, staatsbürgerliche Verpflichtungen oder wichtige
persönliche Belange zu treffen. 

(3) 1Zur Vorbeugung oder Abwehr von unmittelbaren Gefahren oder zur Beseitigung
von Störungen, die das Leben, die Gesundheit von Menschen, das  Gemeineigen-
tum sowie das persönliche oder private Eigentum bedrohen oder in anderer Weise
die öffentliche Ordnung und Sicherheit  beeinträchtigen, ist  die Deutsche Polizei
verpflichtet, wirksame Maßnahmen zu fordern oder unmittelbar selbst auf Kosten
des Verantwortlichen durchzuführen, sofern die Beseitigung dieses Zustandes kei-
nen Aufschub duldet.  2Die Grundsätze der Opportunität, der Verhältnismäßigkeit,
der Zweckmäßigkeit und der Gefahrenabwehr sind hierbei der Maßstab für die Ent-
schlußfassung.

(4) Die Deutsche Polizei kann Unbeteiligte zur Unterstützung auffordern, wenn die für
die Gefahr oder die Störung Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig herange-
zogen werden können oder die eigenen Kräfte und Mittel nicht ausreichen und für
das Leben oder die Gesundheit des Aufgeforderten keine erhebliche Gefahr be-
steht oder nicht andere wichtige Pflichten verletzt werden.
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(5) 1Forderungen können mündlich,  schriftlich oder durch Zeichen erhoben werden.
2Schriftliche Forderungen sind zu begründen und haben eine Rechtsmittelbeleh-
rung zu enthalten.

§ 13
Feststellung personenbezogener Daten und Klärung eines Sachverhaltes

(1) Personenbezogene Daten dürfen nur dann festgestellt oder aufgenommen werden,
wenn es zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben unerläßlich erforderlich ist.

(2) Wenn im Rahmen der Klärung eines die öffentliche Ordnung und Sicherheit erheb-
lich gefährdenden Sachverhaltes personenbezogene Daten nicht an Ort und Stelle
zweifelsfrei festgestellt werden können, ist eine Zuführung zulässig. 

(3) Bürger, die einen zivilrechtlichen Anspruch gegenüber einem anderen Bürger gel-
tend machen,  dürfen nur auf  schriftliche Anzeige des Sachverhaltes und ergän-
zend durch Ersuchen einer Schiedsstelle mit der Feststellung und dem Austausch
der personenbezogenen Daten unterstützt werden.

§ 14
Durchsuchung, Verwahrung und Einziehung

(1) 1Menschen, die dringend verdächtig sind, Sachen bei sich zu führen, 

a) durch deren Benutzung die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet oder
gestört wird oder

b) die der Einziehung unterliegen, 

dürfen einschließlich der von ihnen  mitgeführten Gegenstände zum Zwecke der
Verwahrung oder Einziehung dieser Sachen durchsucht werden, wenn nur dadurch
die  öffentliche Ordnung und Sicherheit gewährleistet werden kann.  2Beim Passie-
ren von Gebieten, für die besondere Kontrollmaßnahmen festgelegt sind, können
mitgeführte Sachen durchsucht werden.

(2) 1Sachen können, sofern die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen, ohne Durchsu-
chung in Verwahrung genommen werden. 2Die Verwahrung ist auch zur Sicherung
des Eigentums zulässig.

(3) 1Nach Wegfall der Gründe ist die Verwahrung aufzuheben. 2Die dadurch entstande-
nen Kosten sind der Deutschen Polizei auf Verlangen zu erstatten.

(4) Die Deutsche Polizei kann Sachen einziehen, wenn sie in gesetzlichen Bestimmun-
gen dazu ausdrücklich ermächtigt ist oder wenn Sachen ihrer Beschaffenheit und
Zweckbestimmung nach eine dauernde erhebliche Gefahr für die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit bilden und die Rückgabe aus diesen Gründen ausgeschlossen
ist.

§ 15
Betreten von Grundstücken, Wohnungen oder anderen Räumen

Sind unmittelbare Gefahren für das Leben oder die Gesundheit von  Mensch und Tier
oder für bedeutende Werte abzuwenden oder muß ein Zustand beseitigt werden, der im
erheblichen  Maße die  öffentliche Ordnung und Sicherheit  gefährdet oder stört, dürfen
Grundstücke, Wohnungen oder andere Räume betreten werden.
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§ 16
Gewahrsam

(1) 1Wird die öffentliche Ordnung und Sicherheit durch Menschen oder Tiere erheblich
gefährdet oder gestört, können diese, insbesondere wenn das Leben oder die Ge-
sundheit von Mensch oder Tier gefährdet wird, in Gewahrsam genommen werden,
sofern nicht auf andere Weise die Gefahr beseitigt werden kann.  2In Gewahrsam
genommen werden können auch Menschen, die aus Einrichtungen entwichen sind,
in die sie zwangsweise eingewiesen wurden.

(2) 1Der Gewahrsam ist unverzüglich aufzuheben, wenn der Grund dafür weggefallen
ist. 2Er darf die Dauer von 24 Stunden nicht überschreiten.

(3) Den in Gewahrsam Genommenen können die dadurch entstandenen Kosten aufer-
legt werden.

§ 17
Durchsetzung von Maßnahmen der Deutschen Polizei

(1) Wird den von der Deutschen Polizei auf der Grundlage dieses Gesetzes angeordne-
ten Maßnahmen nicht nachgekommen, können sie auf dem Wege der Ersatzvor-
nahme auf Kosten des Verantwortlichen durchgeführt werden.

(2) 1Wird der Deutschen Polizei bei der Ausübung ihrer Befugnisse Widerstand entge-
gengesetzt  oder werden von ihr angeordnete Maßnahmen,  deren  Durchführung
unerläßlich ist, behindert oder nicht befolgt, ist die körperliche Einwirkung zulässig,
wenn andere Mittel nicht ausreichen, um ernste Auswirkungen für die öffentliche
Ordnung und Sicherheit zu verhindern. 2Die Anwendung von Hilfsmitteln ist nur ge-
stattet zur Abwehr von Gewalttätigkeiten, Verhinderung von Fluchtversuchen oder
wenn die körperliche Einwirkung nicht zum Erfolg führt. 3Es sind dabei diejenigen
Mittel anzuwenden, die im Verhältnis zur Art und Schwere der Rechtsverletzung
und des Widerstandes stehen. 4Die körperliche Einwirkung und die Anwendung von
Hilfsmitteln ist nur so lange zulässig, bis der Zweck der Maßnahme erreicht ist.

§ 18
Anwendung von Schußwaffen

(1) 1Schußwaffen dürfen nur im  äußersten Falle  angewendet werden,  wenn andere
Maßnahmen der körperlichen Einwirkung ohne oder mit Hilfsmitteln erfolglos  ge-
blieben  sind oder offensichtlich keinen Erfolg versprechen.  2Die Anwendung von
Schußwaffen  gegen  Menschen ist erst dann zulässig, wenn durch Waffenwirkung
gegen Sachen der Zweck nicht erreicht wird.

(2) Die Anwendung von Schußwaffen ist gerechtfertigt,

a) um die  unmittelbar  bevorstehende Ausführung oder  die  Fortsetzung einer
Straftat zu verhindern, die den Umständen nach ein

A. Verbrechen gegen die Souveränität des Deutschen Reiches, gegen den in-
neren und äußeren Frieden der Bürger und anderer Rechtspersonen,

B. Verbrechen gegen  das Deutsche Reich oder reichsangehörige Gliedstaa-
ten,

Seite 8 von 11 des Polizeigesetzes des Deutschen Reiches vom 22. Juni 2022



C. Verbrechen gegen die  allgemeine Sicherheit  oder  gegen die  staatliche
Ordnung oder

D. ein Verbrechen,  das  insbesondere  unter  Anwendung  von  Schußwaffen
oder Sprengmitteln begangen werden soll oder ausgeführt wird, 

darstellt;

b) zur Verhinderung der Flucht oder zur Wiederergreifung von Menschen, 

A. die eines Verbrechens dringend verdächtig sind oder wegen eines Verbre-
chens festgenommen oder verhaftet wurden,

B. die eines Verbrechens dringend verdächtig sind, wegen eines Vergehens
festgenommen, verhaftet oder zu einer Strafe mit Freiheitsentzug verur-
teilt  wurden und wenn Anhaltspunkte  vorliegen,  daß  von  Schußwaffen
oder Sprengmitteln Gebrauch gemacht oder in anderer Weise die Flucht
mittels Gewalt oder tätlichen Angriffs gegen die mit der Durchführung der
Festnahme,  Verhaftung,  Bewachung  oder  Beaufsichtigung Beauftragten
durchgeführt wird oder daß die Flucht gemeinschaftlich begangen wird,

C. die zu einer Strafe mit Freiheitsentzug verurteilt und in die  Festungshaft
oder allgemeine Vollzugsart eingewiesen wurden;

c) gegen  Menschen, die wegen eines Verbrechens oder Vergehens Festgenom-
mene, Verhaftete oder zu einer Strafe mit Freiheitsentzug Verurteilte mit Ge-
walt zu befreien versuchen oder dabei behilflich sind.

(3) Die Anwendung von Schußwaffen ist durch Zuruf oder Abgabe eines Warnschusses
anzukündigen, sofern nicht die unmittelbare Gefahr nur durch die gezielte Anwen-
dung der Schußwaffe verhindert oder beseitigt werden kann.

(4) 1Bei der Anwendung der Schußwaffe ist das Leben des Menschen nach Möglichkeit
zu schonen. 2Verletzten ist unter Beachtung der notwendigen Sicherheitsmaßnah-
men Erste Hilfe zu erweisen, sofern es die Durchsetzung der polizeilichen Maßnah-
me zuläßt.

(5) 1Die Anwendung von Schußwaffen gegen  Menschen, die sich dem  äußeren Ein-
druck nach im Kindesalter befinden, ist unzulässig. 2Das gleiche gilt, wenn unbetei-
ligte Menschen gefährdet werden können. 3Gegen Jugendliche sind nach Möglich-
keit Schußwaffen nicht anzuwenden.

(6) Die Anwendung von Schußwaffen regelt sich im einzelnen nach der vom Minister
des lnnern zu erlassenden Schußwaffengebrauchsbestimmung.

Dritter Teil

Entschädigung und Rechtsmittel

§ 19
Entschädigung

(1) 1Menschen, die bei der Unterstützung der Deutschen Polizei Schaden erleiden, er-
halten Schadenersatz. 2Das gilt nicht, wenn sie zur Mithilfe bei der Beseitigung der
von ihnen verursachten Störungen hinzugezogen werden.
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(2) Der Umfang des Schadenersatzes regelt sich nach den geltenden Bestimmungen.

§ 20
Beschwerdeverfahren

(1) 1Gegen die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften von der Deut-
schen Polizei getroffenen Entscheidungen und durchgeführten Maßnahmen kann
Beschwerde eingelegt werden. 2Der von der Entscheidung oder Maßnahme Betrof-
fene ist darüber zu belehren, daß er Beschwerde einlegen kann.  3Eine Belehrung
kann  entfallen,  soweit  dies  durch  die  Umstände,  unter  denen  die  Maßnahme
durchgeführt werden muß, ausgeschlossen ist.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb
einer  Frist von zwei Wochen nach Zugang oder Bekanntgabe der Entscheidung
oder Kenntnis der Maßnahme bei der Dienststelle einzulegen, die die Entscheidung
getroffen oder die Maßnahme angeordnet hat.

(3) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, es sei denn, die mit der Beschwerde
angegriffene polizeiliche Maßnahme oder Entscheidung dient der Gefahrenabwehr
oder der Vorbeugung von Gefahrensituationen, deren Aufschiebung und spätere
Realisierung ihre Wirkung verfehlt. 

(4) 1Über die Beschwerde ist innerhalb einer Woche nach ihrem Eingang zu entschei-
den.  2Wird der Beschwerde nicht oder nicht in vollem Umfange stattgegeben, ist
sie innerhalb dieser Frist der übergeordneten Leitung zur Entscheidung zuzuleiten.
3Der Beschwerdeführer ist darüber zu informieren. 4Die übergeordnete Leitung hat
innerhalb weiterer zwei Wochen endgültig zu entscheiden.

(5) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb der Frist nicht getroffen wer-
den, ist rechtzeitig ein Zwischenbescheid unter Angabe der Gründe sowie des vor-
aussichtlichen Abschlußtermins zu geben.

(6) Entscheidungen über Beschwerden sind den  Beschwerdeführern bekanntzugeben
und zu begründen.

(7) Die Rechtsmittelbelehrungen des Strafprozeß- und Ordnungswidrigkeitsrechts blei-
ben hiervon unberührt. 

Vierter Teil

Schlußbestimmungen

§ 21
Übertragung von Befugnissen

(1) Der Reichsminister des Innern kann anderen Organen die Ausübung der in diesem
Gesetz geregelten Befugnisse übertragen.

(2) Die Vollzugsorgane des Volkssicherheitshauptamtes sind ermächtigt, die in diesem
Gesetz geregelten Befugnisse wahrzunehmen.

(3) Die Angehörigen der Reichswehr sind berechtigt, in Erfüllung militärischer Wach-,
Ordnungs-  und  Sicherungsaufgaben entsprechend  den  vom  Reichswehrminister
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getroffenen Festlegungen, die in diesem Gesetz geregelten Befugnisse wahrzuneh-
men.

§ 22
Durchführungsbestimmungen

Der Minister des lnnern ist berechtigt, die zur Durchführung erforderlichen Bestimmun-
gen zu erlassen.

§ 23
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung im Reichsgesetzblatt in Kraft.

Berlin, den 22. Juni 2022

In Ausübung der Reichsleitung, autorisiert durch das Gesetz über die vorläufige Ausübung der
Reichsgewalt vom 10. Mai 2009, durch Artikel 189 der Verfassung des Deutschen Reiches
vom 11. August 1919 zur Erneuerung und Festigung des Ewigen Bundes, in der Fassung
vom 15. November 2009, in der zuletzt geänderten Fassung vom 5. Januar 2022 sowie

unter Berufung auf das Reichsleitungsgesetz vom 8. Januar 2017 mit der durch Eid
und die Berufung in das Amt des Kanzlers des Deutschen Reiches erlangten Autorisation

Der Reichskanzler

Stefan Andreas aus der Familie Görlitz
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